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Verwaltungsgericht Frankfurt am Main

Beschluss vom 26.07.2017

T e n o r :

Dem  Antragsteller  wird  Prozesskostenhilfe  ohne  Verpflichtung  zur  Ratenzahlung  bewilligt.  Ihm  wird
Rechtsanwältin ... beigeordnet.

Der Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Anordnung untersagt, die für die Abschiebung zuständi-
ge Ausländerbehörde auf Basis der Verbalnote der tunesischen Regierung vom 11. Juli 2017 über das Vorliegen
einer (unbeschränkt) vollziehbaren Abschiebungsandrohung zu unterrichten und dadurch die Abschiebung des
Antragstellers einzuleiten.

Die Kosten des Verfahrens hat die Antragsgegnerin zu tragen. Gerichtskosten werden nicht erhoben.

G r ü n d e

Der  am 19.  Juli  2017  bei  Gericht  gestellte  Antrag  des  Antragstellers,  die  Antragsgegnerin  im Wege  der

einstweiligen  Anordnung  zu  verpflichten,  von  Abschiebemaßnahmen  abzusehen,  ist  entsprechend  seinem

Antragsbegehren auszulegen (§ 88 VwGO analog). Der Antragsteller möchte im Kern erreichen, dass keine

Abschiebemaßnahmen auf Basis des Beschlusses des Gerichts vom 05. April 2017 unter Heranziehung der

Verbalnote  der  tunesischen  Regierung  vom 11.  Juli  2017  vorgenommen  werden.  Für  solche  Abschiebe-

maßnahmen ist die Antragsgegnerin zwar nicht zuständig (§§ 71, 58 AufenthG). Sie ist jedoch verpflichtet, die

für die Abschiebung zuständige Ausländerbehörde gemäß § 40 Abs. 1 Satz 1 AsylG über das Vorliegen einer

vollziehbaren Abschiebungsandrohung zu unterrichten, und leitet insofern das Abschiebungsverfahren ein. Im

vorliegenden Fall ist sie zu dieser Mitteilung an die Ausländerbehörde nur dann befugt, falls auf Grund der

Verbalnote der tunesischen Regierung vom 11. Juli 2017 die Vollziehbarkeit tatsächlich eingetreten ist. Ein in

dieser  Weise  ausgelegter  und  auf  die  (vorläufige)  Unterlassung  der  Unterrichtung  der  zuständigen

Ausländerbehörde gerichteter Antrag ist gemäß § 123 VwGO statthaft und auch im Übrigen zulässig.

Er ist auch in der Sache erfolgreich. Nach § 123 Abs. 1 Satz 1 VwGO kann das Gericht auf Antrag eine

einstweilige Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht, dass durch eine

Veränderung  des  bestehenden  Zustands  die  Verwirklichung  eines  Rechts  des  Antragstellers  vereitelt  oder

wesentlich  erschwert  wird.  Die  tatsächlichen  Voraussetzungen des  geltend  gemachten  Anspruchs  und  der

Grund für eine notwendige vorläufige Sicherung sind glaubhaft zu machen (§ 920 Abs. 2 ZPO i. V. m. § 123

Abs. 3 VwGO).
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Der Antragsteller  hat  einen Anordnungsanspruch glaubhaft  gemacht.  Zwar hat das angerufene Gericht  mit

Beschluss  vom 05.  April  2017 den  Antrag  des  Antragstellers  auf  vorläufigen  Rechtsschutz  gegen die  im

Bescheid  der  Antragsgegnerin  vom  24.  März  2017  enthaltene  Abschiebungsandrohung  grundsätzlich

abgelehnt. Eine vollziehbare Abschiebungsandrohung im Sinne von § 40 Abs. 1 Satz 1 AsylG - und damit die

Vorbedingung für Abschiebemaßnahmen der zuständigen Ausländerbehörde - liegt gleichwohl erst dann vor,

wenn  alle  im  Beschluss  vom  05.  April  2017  enthaltenen  Bedingungen  erfüllt  sind,  solange  diese  vom

beschließenden Gericht  nicht abgeändert worden sind. Die nunmehr eingeholte Verbalnote der tunesischen

Regierung vom 11. Juli 2017 (s. Bl. 9 und 10 der Gerichtsakte - GA - sowie die deutsche Übersetzung durch

das Auswärtige Amt Bl. 11 und 12 GA) erfüllt diese Bedingungen nicht vollständig.

In dem genannten Beschluss hat das Gericht die Abschiebungsandrohung für rechtmäßig erachtet, wenn die

Bundesregierung von der tunesischen Regierung völkerrechtlich verbindliche Zusicherungen darüber einholt,

(1.) dass gegen den Antragsteller nicht die Todesstrafe verhängt werden wird, (2.) dass seine Behandlung und

Unterbringung  in  allen  Stadien  des  Ermittlungs-  bzw.  Strafverfahrens  einschließlich  einer  sich  etwaig

anschließenden Strafvollstreckung den Anforderungen der EMRK entsprechen wird, (3.) dass der zuständigen

konsularischen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland jederzeit ungehinderter Zugang zu dem Antrag-

steller  gewährt  werden wird,  solange  sich  dieser  in  Haft  befindet,  und (4.)  dass  dem Rechtsbeistand des

Antragstellers  neben  einem ungehinderten  Zugang  zum Antragsteller  während  seiner  Haftzeit  das  Recht

eingeräumt  werden  wird,  bei  jeder  Vernehmung  des  Antragstellers  anwesend  zu  sein.  Auch  wenn  die

Zusicherungen in der Verbalnote hinsichtlich der Bedingungen Nr. 2 und Nr. 4 von den Formulierungen im

Beschluss vom 05. April 2017 abweichen, so kann doch - ohne dass dies hier näherer Ausführungen bedarf -

entgegen der Auffassung der Prozessbevollmächtigten des  Antragstellers von der  Erfüllung des Sinns und

Zwecks dieser Bedingungen ausgegangen werden.

Bei der Kammer verbleiben jedoch in tatsächlicher Hinsicht Zweifel, ob die in der Verbalnote abgegebene

Zusicherung, dass das Internationale Rote Kreuz, der Hohe Kommissar der Vereinten Nationen für Menschen-

rechte,  die  tunesische Menschenrechtsliga  und die  Nationale  Instanz  zur  Verhütung von Folter  das  Recht

erhalten, den Antragsteller während der Zeit seiner Inhaftierung in Tunesien zu besuchen, die unter Nr. 3 des

Beschlusses vom 05. April  2017 festgelegte Bedingung, der konsularischen Vertretung der Bundesrepublik

Deutschland ein Besuchsrecht einzuräumen, in gleichwertiger Weise erfüllt. Es sei hier in Erinnerung gerufen,

dass die Bedingung Nr. 3 der verfahrensrechtlichen Absicherung der menschenrechtskonformen Behandlung

und Unterbringung des Antragstellers in allen Verfahrensstadien (Bedingung Nr. 2) gerade durch die Bundes-

republik dient, da diese die rechtliche (Mit-)Verantwortung für etwaige menschenrechtswidrige Folgen der von

ihr veranlassten Abschiebung trifft. Die Antragsgegnerin hat keinerlei Ausführungen dazu gemacht, dass die

nunmehr  zugesicherten  Besuchsrechte  eine  gleichwertige  objektive  Überprüfung  der  Behandlung  und

Unterbringung des Antragstellers durch deutsche Behörden und Gerichte ermöglichen und damit dem vom

EGMR angemahnten Monitoring entsprechen (vgl. EGMR, Urteile vom 05.04.2011 - 25716/09 -, NVwZ 2012,

1159 ff., vom 17.01.2012 - 8139/09 -, NVwZ 2013, 487 ff., und vom 15.05.2012 - 33809/08 -), wie dies etwa
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der  Fall  sein  könnte,  wenn sich  eine  der  in  der  Zusicherung genannten  Organisationen  zu  regelmäßigen

Besuchen beim inhaftierten Antragsteller und Berichten über ihre Feststellungen an die Deutsche Botschaft

verpflichten würde.  Die Antragsgegnerin hat  auch nicht stattdessen dargelegt,  dass unter  Berücksichtigung

dieser Zusicherung insgesamt ein garantiertes Schutzniveau erreicht wird, das dem hohen Rang der auf dem

Spiel  stehenden Rechtsgüter  des  Antragstellers  gerecht  wird.  Sie  hat  nicht  einmal  mitgeteilt,  ob die  neu-

gewählten Mitglieder der Nationalen Instanz zur Verhütung von Folter bereits ihre Arbeit aufgenommen haben.

Unabhängig von den im Eilverfahren auf Grund seiner summarischen Natur nicht ausräumbaren Zweifeln an

der Gleichwertigkeit der tatsächlich zugesicherten Besuchsrechte bzw. der Verzichtbarkeit der konsularischen

Betreuung sieht die Kammer jedenfalls aber die Bedingung Nr. 1 durch die Verbalnote vom 11. Juli 2017 als

nicht erfüllt an. Dabei kann offen bleiben, ob, da über § 60 Abs. 3 AufenthG - wie von der Antragsgegnerin

vorgetragen -  § 8 IRG auf  Abschiebungen Anwendung findet,  im vorliegenden Fall  unter  Umständen die

Zusicherung ausreichen würde, dass eine möglicherweise später gegen den Antragsteller verhängte Todesstrafe

nicht vollstreckt werde, und wie etwaige Wertungswidersprüche zwischen § 8 IRG und Art. 3 EMRK bzw. Art.

1 Satz 2 des  Protokolls  Nr.  13 zur EMRK vom 3.  Mai 2002 aufzulösen sein könnten.  Hinsichtlich einer

möglichen Nichtanwendung der  Todesstrafe  im Fall  des Antragstellers  hat  das tunesische Ministerium für

Auswärtige  Angelegenheiten  in  der  Verbalnote  nämlich  lediglich  allgemein  betont,  dass  Tunesien  ein

(Vollstreckungs-)Moratorium einhalte, auch wenn im tunesischen Strafgesetzbuch die Todesstrafe vorgesehen

sei. Eine speziell auf den Antragsteller bezogene explizite und bindende Zusicherung in Anlehnung an §§ 8, 11

IRG, dass ihm bei Rückkehr nicht die Todesstrafe droht, enthält die Verbalnote dagegen nicht. Sie vermittelt

ihm  damit  keinen  hinreichenden  Schutz  vor  der  Todesstrafe,  weil  das  generelle  Moratorium  -  das  die

Vollstreckung lediglich aussetzt bzw. aufschiebt - eines Tages auslaufen und nicht verlängert werden könnte.

Die Kammer sieht deshalb nach derzeitigem Sachstand keine Veranlassung, die in ihrem Beschluss vom 05.

April 2017 formulierten Bedingungen für eine Abschiebung des Antragstellers im Wege der Abänderung nach

§ 80 Abs. 7 VwGO von Amts wegen zu modifizieren, zumal die Antragsgegnerin auch noch nicht dargetan hat,

weshalb sie keine Garantien beigebracht hat, die den Bedingungen Nr. 1 und Nr. 3 entsprechen. Im Übrigen hat

die Antragsgegnerin selbst von der Möglichkeit, einen Abänderungsantrag zu stellen, bisher keinen Gebrauch

gemacht.

Auch  ein  Anordnungsgrund  wurde  vom  Antragsteller  glaubhaft  gemacht.  Die  Antragsgegnerin  hat  im

Schreiben vom 19. Juli 2017 mitgeteilt, dass sie von einer hinreichenden Erfüllung der Bedingungen ausgeht,

die das Gericht im Beschluss vom 05. April 2017 festgelegt hat. Vor diesem Hintergrund besteht ausreichend

Anlass, davon auszugehen, dass die Unterrichtung gemäß § 40 Abs. 1 Satz 1 AsylG erfolgen wird und damit

Abschiebemaßnahmen  eingeleitet  werden,  deren  Durchführung  die  Verwirklichung  der  Rechte  des

Antragstellers zumindest wesentlich erschweren, wenn nicht gar vereiteln werden.
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Die Bewilligung der Prozesskostenhilfe und die Beiordnung der bevollmächtigten Rechtsanwältin beruhen auf

§  166  VwGO  i.  V.  m.  §  114  ff.  ZPO,  da  die  Rechtsverfolgung  -  aus  den  oben  genannten  Gründen  -

hinreichende Erfolgsaussichten bietet.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. Gerichtskosten werden gemäß § 83 b AsylG nicht

erhoben.

Hinweis: Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 80 AsylG). 
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